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II. Technische Sicherheitsbestimmungen 
 
 
§ 1 Technische Einrichtungen:  
Alle fest installierten gebäudetechnischen Einrichtungen der Versammlungsstätte dürfen grundsätzlich nur vom Personal des 
Vermieters bedient werden, dies gilt auch für ein Anschließen an das Licht- oder Kraftnetz. Das eingebrachte technische 
Equipment des Mieters bzw. der von ihm beauftragten Firmen muss den allgemein anerkannten Regeln der Technik bezüglich 
Sicherheit und Funktionsfähigkeit entsprechen. Sofern nicht anderweitig im Vorfeld vereinbart hat der Mieter keinen Anspruch 
darauf, dass der Vermieter eigenes technisches Equipment aus den Räumen entfernt. 
 
 
§ 2 Rettungswege– und Bestuhlungsplan: 
Für die Bestuhlung der Versammlungsräume sind die genehmigten Rettungswege- und Bestuhlungspläne verbindlich. Eine 
Änderung des Rettungswege– und Bestuhlungsplans bedarf der schriftlichen Genehmigung des Vermieters. Eine Überbelegung 
der Versammlungsräume ist strengstens verboten.  
 
 
§ 3 Feuerwehrbewegungszonen, Hydranten:  
Die notwendigen und durch Halteverbotszeichen gekennzeichneten Anfahrtswege und Bewegungsflächen für die Feuerwehr 
müssen ständig freigehalten werden. Fahrzeuge und Gegenstände, die auf den Rettungswegen und den Sicherheitsflächen 
abgestellt sind, werden auf Kosten und Gefahr des Besitzers entfernt. Hydranten in der Versammlungsstätte und im Freigelände 
dürfen nicht verbaut, unkenntlich oder unzugänglich gemacht werden. 
 
 
§ 4 Notausgänge, Notausstiege, Flure, Gänge:  
Diese Rettungswege sind jederzeit freizuhalten. Die Türen im Zuge von Rettungswegen müssen von innen leicht und in voller 
Breite geöffnet werden können. Rettungswege, Ausgangstüren, Notausstiege und deren Kennzeichnung dürfen nicht versperrt, 
verhängt oder sonst unkenntlich gemacht werden. 
 
Flure dürfen zu keinem Zeitpunkt durch abgestellte oder in den Flur hineinragende Gegenstände eingeengt werden. Alle Flure 
dienen im Gefahrfall als Rettungswege. 
 
 
§ 5 Sicherheitseinrichtungen: 
Feuermelder, Feuerlöscheinrichtungen, Auslösungspunkte der Rauchabzugseinrichtungen, Rauchmelder, Telefone, Schließvor-
richtungen der Türen und andere Sicherheitseinrichtungen, deren Hinweiszeichen sowie die grünen Notausgangskennzeichen 
müssen jederzeit zugänglich und sichtbar sein; sie dürfen nicht versperrt, verhängt oder sonst unkenntlich gemacht werden. 
 
 
§ 6 Tribünen und sonstige Aufbauten: 
Tribünen und sonstige Aufbauten, die der Mieter in die Versammlungsräume einbringt, bedürfen der Genehmigung des Vermie-
ters und gegebenenfalls des Bauamtes. Sie sind so auszubilden, dass sie in ihrer Standsicherheit durch dynamische Schwin-
gungen nicht beeinträchtigt werden können. Die Anforderungen der VStättVO bezüglich der genannten Einrichtungen und die 
DIN 4102 (Brandverhalten von Baustoffen, Bauteilen) sind für alle eingebrachten Gegenstände unbedingt zu beachten und 
einzuhalten. 
 
 
§ 7. Ausschmückungen: 
Zur Ausschmückung der Veranstaltung verwendete Materialien, Dekorationen und Vorhänge müssen mindestens aus schwer 
entflammbaren Material (nach DIN 4102 oder mindestens Klasse C nach EN 13501-1) bestehen. Ausschmückungen in notwen-
digen Fluren, Gängen und Treppenräumen (Rettungswegen) müssen aus nicht brennbaren Materialien bestehen. Materialien, 
die wiederholt zur Verwendung kommen, sind erneut auf ihre schwere Entflammbarkeit zu prüfen und erforderlichenfalls neu zu 
imprägnieren. Der Vermieter kann darauf bestehen, dass der Mieter entsprechende Zertifikate bzgl. der Schwerentflammbarkeit 
von Gegenständen dem Vermieter vorlegt. 
 
Ausschmückungen müssen von Zündquellen, wie Scheinwerfern, so weit entfernt sein, dass das Material durch diese nicht 
entzündet werden kann. Ausschmückungen müssen unmittelbar an Wänden, Decken oder Ausstattungen angebracht werden. 
Frei im Raum hängende Ausschmückungen sind nur zulässig, wenn sie einen Abstand von mindestens 2,50 m zum Fußboden 
haben. Ausschmückungen aus natürlichem Pflanzenschmuck dürfen sich nur, so lange sie frisch sind, in den Räumen befinden.  
Abgeschnittene Pflanzen dürfen nur in frischem, grünem Zustand, Topfpflanzen nur mit feuchtem Wurzelballen zu Dekorations-
zwecken verwendet werden.  
 
Bambus, Ried, Heu, Stroh, Rindenmulch oder ähnliche Materialien genügen in der Regel nicht den vorgenannten Anforderun-
gen. Sie sind deshalb genehmigungspflichtig.  
 
Die Verwendung von mit Sicherheitsgas gefüllten Luftballons und sonstigen Flugobjekten in den Hallen und im Freigelände 
muss vom Vermieter genehmigt werden. 
 
 
§ 8 Ausstattungen:  
Ausstattungen wie Wand-, Fußboden- und Deckenelemente müssen aus mindestens schwerentflammbaren Materialien beste-
hen. 
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§ 9 Requisiten:  
Requisiten (= Einrichtungsgegenstände von Bühnen und Szenenbildern) dürfen aus normalentflammbarem Material bestehen. 
Brennbares Material muss von Zündquellen, wie Scheinwerfern, so weit entfernt sein, dass das Material durch diese nicht ent-
zündet werden kann. 
 
 
§ 10 Brennbare Verpackungsmaterialien und Abfälle:  
Brennbare Verpackungsmaterialien und Abfälle sind vom Mieter unverzüglich aus den Mieträumen zu entfernen. Unter oder auf 
Bühnen und Podesten dürfen kein Abfall oder Reststoffe aus brennbaren Materialien lagern. 
 
 
§ 11 Beseitigung nicht genehmigter Bauteile, Materialien:  
Eingebrachte Aufbauten, Ausstattungen, Requisiten und Ausschmückungen (Materialien) in den Versammlungsräumen, die 
nicht genehmigt sind oder diesen technischen Sicherheitsbestimmungen oder der VStättVO nicht entsprechen, sind zum Aufbau 
in der Versammlungsstätte nicht zugelassen und müssen zu Lasten des Mieters gegebenenfalls beseitigt oder geändert wer-
den. 
 
 
§ 12 Verwenden von offenem Feuer, brennbaren Flüssigkeiten, Gasen und Pyrotechnik sowie explosionsgefährlichen Stoffen:  
Das Verwenden von offenem Feuer, brennbaren Flüssigkeiten, Gasen und Pyrotechnik sowie explosionsgefährlichen Stoffen ist 
verboten. Das Verwendungsverbot gilt nicht, soweit das Verwenden von offenem Feuer, brennbaren Flüssigkeiten und Gasen 
sowie pyrotechnischen Gegenständen in der Art der Veranstaltung begründet ist und der Mieter die erforderlichen Brand-
schutzmaßnahmen im Einzelfall mit dem Vermieter und der Feuerwehr abgestimmt hat. Die Verwendung pyrotechnischer Ge-
genstände muss durch die Behörde genehmigt werden und muss durch eine nach Sprengstoffrecht geeignete Person über-
wacht werden. Es sind die Nachweise über den Inhaber des Erlaubnisscheins und des Befähigungsscheins vorzulegen. Die 
Verwendung von Kerzen und ähnlichen Lichtquellen als Tischdekoration sowie die Verwendung von offenem Feuer in dafür 
vorgesehenen Kücheneinrichtungen zur Zubereitung von Speisen ist mit Zustimmung des Vermieters zulässig.  
 
 
§ 13 Laseranlagen:  
Der Betrieb bestimmter Laseranlagen ist gem. § 6 der berufsgenossenschaftlichen Vorschrift BGV B2 „Laserstrahlung“ beim  
Unfallversicherungsträger und bei der zuständigen Behörde anzuzeigen. Der Anzeige ist die schriftliche Bestellung eines Laser-
schutzbeauftragten für den Betrieb der Lasereinrichtung beizufügen. Die zuständige Behörde ist das Staatliche Amt für Arbeits-
schutz. Darüber hinaus ist der Betrieb dem Vermieter anzuzeigen. 
 
 
§ 14 Trennschleifarbeiten, Heißarbeiten:  
Schweiß-, Schneid-, Löt-, Auftau- und Trennschleifarbeiten sind in der Versammlungsstätte verboten. Ausnahmen sind nur nach 
vorheriger Anmeldung und Absprache mit dem Vermieter zulässig. 
 
 
§ 15 Schlagen von Löchern sowie Einschlagen von Nägeln, Haken, Schrauben:  
Das Schlagen von Löchern sowie Einschlagen von Nägeln, Haken, Schrauben und dergleichen in Böden, Wänden und Decken 
ist unzulässig. Das Auflegen von Teppichen oder anderem Dekorationsmaterial unmittelbar auf den Boden durch den Mieter hat 
so zu erfolgen, dass keine Rutsch-, Stolper- oder Sturzgefahr für Personen entsteht. Klebemittel und sonstige Rückstände 
müssen restlos entfernt werden. Für Schäden haftet der Mieter. 
 
 
§ 16 Lautstärke bei Musikveranstaltungen:  
Veranstalter von Musikdarbietungen haben eigenverantwortlich zu prüfen, ob und welche Sicherungsmaßnahmen zur Vermei-
dung von Schädigungen der Zuhörer notwendig sind. Sie haben die erforderlichen Maßnahmen eigenverantwortlich zu treffen. 
Der Mieter/Veranstalter hat durch eine angemessene Begrenzung der Lautstärke sicherzustellen, dass Besucher und Dritte 
während der Veranstaltung nicht geschädigt („Hörsturzgefahr“) werden. Auch Maßnahmen, die geeignet sind, eine gesund-
heitsgefährliche Lautstärke der Musik aufzuzeigen, sind Bestandteil der notwendigen Vorkehrungen zum Schutz der Besucher 
vor Schädigungen und damit Gegenstand der Verkehrssicherungspflicht des Veranstalters. Als allgemein anerkannte Regel der 
Technik enthält die DIN 15 905 Teil 5 "Tontechnik in Theatern und Mehrzweckhallen" Maßnahmen zum Vermeiden einer Ge-
hörgefährdung des Publikums durch hohe Schalldruckpegel bei Lautsprecherwiedergabe. 
 
 
§ 17 Ausübung Hausrecht:  
Der Vermieter übt weiterhin das Hausrecht gegenüber dem Mieter, Veranstalter, Besuchern und Dritten während der Dauer des 
Mietverhältnisses aus. Beauftragte Sicherheits- und Ordnungsdienstkräfte und externe Dienste (Polizei, Feuerwehr) sorgen auf 
Anforderung für die Durchsetzung des Hausrechts gegenüber Besuchern, Servicefirmen und Dritten. Den Anordnungen des 
Vermieters und externen Diensten ist unverzüglich Folge zu leisten. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


